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1 Ausgangslage 

 

Sozialräumliche Differenzierungsprozesse in Städten, Bezirken und Regionen und die damit 

einhergehenden Probleme wie Überalterung, die Zusammenballung von Problemlagen wie 

Arbeitslosigkeit, die Zunahme von PendlerInnen und Abwanderung aus ruralen Gebieten 

stellen immer öfter (Kommunal-)PolitikerInnen vor die Frage, ob und wie das Nachkriegspa-

radigma der „gleichwertigen Lebensverhältnisse“ in allen Teilräumen des Bundesstaates Ös-

terreich erhalten bzw. entwickelt werden kann.  

 

Gleichzeitig ist die Konstruktion dieser Teilräume ebenfalls Dynamiken unterworfen: Regio-

nen als subnationale Teilgebiete eines Staates nehmen als politische Handlungsfelder - z.B. 

durch LEADER+1 Initiativen der EU - an Bedeutung zu. Administrativ vorgegebene Gebiets-

einheiten wie Gemeinden, Bezirke oder Bundesländer werden ihrerseits im Zuge der Diskus-

sion zu Verwaltungsreformen zumindest partiell in Frage gestellt während in urbanen Zen-

tren Städte und Umlandgemeinden zumindest in räumlicher Sicht zusammenwachsen. Die 

parallel ablaufenden Entwicklungen der Ausdünnung und Zusammenballung werfen gepaart 

u.a. mit den aktuell immer geringer werdenden finanziellen Spielräumen der Gemeinden die 

Fragen auf, in wieweit interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) in der Planung und Erbringung 

von Leistungen der Daseinsvorsorge wichtige Impulse für die Sicherung regional gleichwerti-

ger Lebensverhältnisse bringen können.  

 

Die durch interkommunale Kooperation2 neu entstehende Planungs- und Entscheidungs-

räume erlauben es darüber hinaus innovativere Lösungsformen für (inter-)kommunale Prob-

leme zu finden, die sich bereits jetzt als solche darstellen aber bislang wenig institutionali-

siert gemeindeübergreifend diskutiert wurden. So entstehen beispielsweise Austragungsa-

renen für Probleme, die sich als Interessenskonflikte zwischen Gemeinden manifestieren. Als 

Beispiel können hier Flächenwidmungskonflikte entlang von Gemeindegrenzen in Ballungs-

räumen genannt werden, bei denen Wohngebietswidmungen der einen Gemeinde mit Be-

triebsbaugebietswidmungen der anderen Gemeinde in Konflikt geraten. Durch gemeinde-

                                                

1
 Leader+ ist eine aus EU-Strukturfonds finanzierte Initiative zur Entwicklung des ländlichen Raums. 

2
 Interkommunale Kooperation und interkommunale Zusammenarbeit werden im Beitrag synonym verwendet. 
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übergreifende Kooperationen entstehen auch neue Planungs- und Entscheidungsräume ins-

besondere für jene Regionen mit schrumpfender Bevölkerungszahl, die auf sich alleine ge-

stellt die wachsenden Herausforderungen kommunaler Dienstleistungserbringung (z.B. in 

der Kinderbetreuung) nicht bewältigen können.  

 

In diesem Kontext diskutiert der Beitrag die Potentiale von Sozialraumanalysen als Informa-

tionsbasis für die Planung und Durchführung von interkommunaler Zusammenarbeit. Der 

Beitrag geht dabei davon aus, dass in Zukunft für die Herstellung „gleichwertiger Lebensbe-

dingungen“ in allen Teilräumen Österreichs die Kooperation zwischen Gemeinden an Bedeu-

tung zunehmen wird. 

 

2 Das Streben nach gleichwertigen Lebensbedingungen 

 

Gerade in den Nachkriegsjahren stellte das Streben nach gleichwertigen Lebensbedingungen 

das „zentrale sozialpolitische Infrastrukturparadigma“ (Machold 2010, 29) dar. Diesem Leit-

bild liegt die normative Vorstellung zu Grunde, Gerechtigkeit als Verteilungsgerechtigkeit zu 

interpretieren und diese über eine Gleichverteilung von Ressourcen und Gütern herzustel-

len. Das damit verbundene Ziel ist es, der Bevölkerung eine möglichst hochwertige Versor-

gung mit Infrastruktureinrichtungen und sozialen Dienstleistungen zu gewährleisten und 

räumliche Disparitäten auszugleichen (Machold 2010, 29). Von territorialer Ungleichheit 

kann - in Anlehnung an Kreckels Definition von sozialer Ungleichheit - dann gesprochen wer-

den,  

„wenn sowohl der Zugang zu erstrebenswerten Gütern und Dienstleistungen wie Ar-

beitsplatz oder gesundheitliche Versorgung als auch das Erreichen von begehrten Po-

sitionen aufgrund des Wohnorts dauerhaft erschwert oder erleichtert ist und so Teil-

habechancen am gesellschaftlichen Leben für die Betroffenen eingeengt oder erwei-

tert werden.“ (Neu 2006, 8 zitiert in Machold 2010, 19) 

 

Dass das Streben nach „gleichwertigen Lebensbedingungen“ nicht nur in den Aufbaujahren 

nach dem Zweiten Weltkrieg eine wichtige Leitlinie für die Entwicklung des ländlichen Raums 

darstellt zeigt sich u.a. darin, dass allen seit den 1970er Jahren entstandenen neuen Leitbil-

dern im Umgang mit regionaler Ungleichheit mit mehr oder weniger starker Abgrenzung 
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„der Bezug auf das Leitbild der Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen gemein“ ist 

(Machold 2010, 44). Auch im „Österreichische Raumordnungskonzept 2010“ findet sich die 

Leitvorstellung der Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen Teilräumen. Ein 

Großteil dieser Leitbilder zum Umgang mit regionaler Ungleichheit beschreibt die Wichtig-

keit von Netzwerken, Kooperationen oder Schwerpunktsetzungen, da Gleichwertigkeit nicht 

auf Gemeindeebene, sondern in größeren räumlichen Entitäten hergestellt werden soll (Ma-

chold 2010). Dies impliziert, dass auch der Siedlungs- und Verkehrsplanung besondere Be-

deutung zukommt. 

 

Für die politische Praxis relevant ist die Frage, wann eine „angemessene Gleichheit“ erreicht 

wird, d.h. welche quantitativen und qualitativen (Mindest-)Standards erfüllt sein müssen, 

um gleichwertige Lebensbedingungen verwirklicht zu sehen. Daran schließt die Frage an, wie 

viel Ungleichheit zwischen einzelnen Orten einer räumlichen Entität und zwischen verschie-

denen Räumen möglich sein kann/soll ohne gegen die Leitlinie zu verstoßen. Fragen nach 

der Ansiedelung von Versorgungsschwerpunkten tauchen genauso auf wie Überlegungen, 

wie überhaupt sichergestellt werden kann, dass gewählte Strategien auch dezentral in den 

jeweiligen Gemeinden umgesetzt werden.  

 

Nicht nur in Österreich sind eine Reihe von WissenschafterInnen verschiedenster Disziplinen 

und PraktikerInnen3 beschäftigt, diese grundsätzlichen Fragen zu beantworten, weshalb eine 

weiterführende Behandlung in diesem Paper ausbleibt. Der Focus der vorliegenden Arbeit 

liegt auf der kommunalpolitischen Ebene, weshalb dieses Kapitel eine kurze Reflexion der 

politischen Umsetzbarkeit von „gleichwertigen Lebensbedingungen“ vor Ort abschließen 

soll.  

 

Auf kommunaler Ebene tragen hauptsächlich die Gebietskörperschaften zur Schaffung 

„gleichwertige Lebensbedingungen“ bei. Durch Liberalisierung und Privatisierung spielen 

Unternehmen und in manchen Bereichen auch Organisationen des Dritten Sektors eine im-

mer wichtigere Rolle. Was die politische Steuerbarkeit der „gleichwertigen Lebensverhältnis-

se“ vor Ort betrifft, ist die Kommunalpolitik somit nur eine von vielen AkteurInnen – aller-

                                                

3
 So arbeitet z.B. die  Österreichischen Raumordnungskonferenz (http://www.oerok.gv.at) aktuell am neuen 

„Österreichischen Raumentwicklungskonzept 2011“ . 
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dings wohl diejenige, deren (politischer) Erfolg sich gerade in ruralen Gebieten mit dem Er-

halt (oder dem Ausbau) von Dienstleistungen und Infrastruktur der eigenen Gemeinde misst. 

GemeindepolitikerInnen in ruralen Gebieten - allen voran die BürgermeisterInnen - sind 

oftmals unter Druck Abwanderung zu verhindern und gleichzeitig dafür zu sorgen, dass Be-

triebe und Menschen zuwandern, um z.B. die Gemeindeeinnahmen zu stärken, was bereits 

jetzt teilweise schon zum „Standortwettbewerb“ und zum Konterkarieren von Raumordnung 

und Raumplanung (vgl. hierzu beispielsweise ÖROK 2000) führt. Umso wichtiger erscheint 

es, mit Interkommunaler Zusammenarbeit die Idee der Kooperation in Zukunft stärker zu 

diskutieren. 

 

3 Interkommunale Zusammenarbeit 

 

Interkommunale Zusammenarbeit bezeichnet für Steiner (2007, 93 in Raffetseder/Pfeiffer 

2009, 9)  

„die Erfüllung einer öffentlichen Gemeindeaufgabe durch eine einzelne Gemeinde, durch 

zwei oder mehr Gemeinden oder durch eine dritte juristische Person, wobei die Aufga-

benerfüllung mindestens zwei Gemeinden dient und an der sich die beteiligten Gemein-

den direkt (‚leistend‘) oder indirekt (‚ordnend‘) beteiligen.“ 

Zentrale Merkmale dieser Kooperationen, wie Raffetseder/Pfeiffer (2009, 10) hinweisen, 

sind die Freiwilligkeit der Zusammenarbeit und der erhalten bleibende Selbstständigkeit der 

Gemeinden.4 Auch ohne „Verordnung von oben“ haben Kooperationen zwischen Gemein-

den in Österreich eine lange Tradition. Beispiele wie Wasserverbände, gemeinsam errichtete 

und betriebene Bauhöfe oder Standesamtsverbände zeigen die Breite der möglichen Koope-

rationsfelder auf (Fleischmann 2006, 14-17). Vereinzelt, aber doch, wird im  Bereich der so-

zialen Dienste und Betreuung (Hort, Kindergarten udgl.) miteinander kooperiert (Plattform 

Verwaltungskooperation, 2011a), was sicher noch ausbaufähig ist. Ausgangspunkt für Ko-

operationen sind nach Lummerstorfer (2006a in Raffetseder/Pfeiffer 2009, 24) Win-Win-

Situationen für die beteiligten Gemeinden durch die Nutzung von Synergieeffekten, die sich 

entweder aus einer Kostenersparnis oder einer Leistungsverbesserung ableiten. 

 

                                                

4
 Gesetzlich vorgeschriebene Pflichtverbände existieren alleine im Bereich der Ver- bzw. Entsorgung, der Sozi-

alhilfe („Sozialhilfeverbände“) oder im Bereich der Schulgemeinden (Fleischmann 2006, 12). 
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Beide Aspekte gewinnen durch die im ersten Kapitel aufgezeigten sozialräumlichen Differen-

zierungsprozesse, den geringer werdenden finanziellen Handlungsspielräumen der Gemein-

den und gleichzeitig wachsenden Aufgabenbereichen und Qualitätsansprüchen immer mehr 

an Bedeutung: Gerade der Aspekt der Leistungsverbesserung (Ausbau Kinderbetreuung, At-

traktivierung des öffentlichen Verkehrs, Erschließung von Gewerbegebieten etc.) um die 

Attraktivität von Gemeinden insbesondere in Regionen mit Überalterung bzw. Bevölkerungs-

schrumpfung zu erhalten oder auszubauen, stellt im Wesentlichen einen blinden Fleck in der 

bestehenden wissenschaftlichen Diskussion zu Gemeindekooperationen dar und sollte u.a. 

auch in der politischen Auseinandersetzung zum Thema IKZ einen höheren Stellenwert ein-

nehmen. 

 

In Anlehnung an Franz (2007, 10) kann interkommunale Zusammenarbeit auf Informations-

austausch, der Formulierung gemeinsamer (Entwicklungs-)Ziele, koordiniertem Handeln, 

dem Abschluss von Verträgen, der Zusammenlegung von Ressourcen und gemeinsamer Inte-

ressensvertretung nach außen basieren. Der Formalisierungsgrad einer solchen Zusammen-

arbeit kann dabei stark variieren. Neben rechtlich unverbindlichen, informellen Kooperatio-

nen - meist in Form von Wissens- und Meinungsaustausch - können für Österreich folgende 

formalisierten Kooperationsformen unterschieden werden: 
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Abbildung 1: Überblick über rechtliche Organisationsformen der IKZ 

 

Quelle: Strohmaier 2004 in Kampus/ Nagler 2004, 41 

 

Die öffentlich-rechtlichen Organisationsformen können folgendermaßen beschrieben wer-

den:  

• Verwaltungsgemeinschaften: Diese sind als Hilfsorgane der kooperierenden Ge-

meinden zu verstehen (z.B. Bedienstete für das Bauwesen bereiten Entscheidungen 

für alle Mitgliedsgemeinden vor). 

• Verbände: Gemeinden können Verbänden diverse Aufgaben des eigenen oder über-

tragenden Wirkungsbereiches überantworten. Dies kann durch übereinstimmende 

Gemeinderatsbeschlüsse mit Genehmigung des Landes passieren. 

 

Die gesellschaftsrechtlichen Organisationsformen lassen sich folgendermaßen unterschei-

den: 

• Handelsgesellschaften: GmbHs entstehen bei größeren Investitionen (Betrieb eines 

gemeinsamen Freibads als GmbH). 

• Vereine: Privatrechtliche Kooperationen auf Basis des Vereinsgesetzes, die auf einen 

bestimmten Zweck ausgerichtet sind und deren Aktivitäten nicht zur Gewinnerzie-

lung dienen (Fleischmann 2006, 11f.) 

 

Schlussendlich ist noch eine formelle Kooperation von Gemeinden denkbar, bei denen die 

Verträge zwischen Gemeinden abgeschlossen werden, ohne dass neue Hilfskonstruktionen 

entstehen, indem z.B. eine Gemeinde der anderen eine Arbeitsmaschine leiht (Fleischmann 
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2006, S. 11). Aufgaben, die durch eine IKZ bewältigt werden sollen, müssen damit nicht 

zwingend durch Zwischenschaltung eines neuen Rechtssubjekts („Zusammenschluss in einer 

juristischen Person“) erledigt werden, sondern können ebenfalls durch eine Gemeinde allei-

ne für alle beteiligen („Sitzgemeindemodell“) oder gleichberechtigt von allen beteiligten 

Gemeinden („Gemeinsame Aufgabenerfüllung im engeren Sinn“) besorgt werden (Raf-

fetseder/Pfeiffer 2009, 27). Alles in allem zeigt sich bei der Organisation bzw. Formalisierung 

von interkommunaler Zusammenarbeit ein großer Gestaltungsspielraum für Gemeinden. 

 

Die besondere Förderwürdigkeit von interkommunaler Zusammenarbeit drückt sich u.a. da-

rin aus, dass in Oberösterreich solche Kooperationsprojekte seitens des Landes durch Hilfe-

stellungen in der Startphase (z.B. Finanzierung der externen Begleitung) sowie durch eine 

Vorreihung bei Bedarfszuweisungen (Biwald/Wirth/Forchtner 2006 in Raffetseder/Pfeiffer 

2009, 24; Land Oberösterreich 2007, 2f) unterstützt werden. 

 

Nachdem nun grundlegend verschiedene Ausgestaltungsformen von interkommunaler Zu-

sammenarbeit dargestellt wurden, wird auf den nachfolgenden Seiten erläutert, wie Sozial-

raumanalysen die Planung von interkommunaler Zusammenarbeit unterstützen sein können. 

 

4 Sozialräume und Sozialraumanalysen 

 

Bevor auf die Zielsetzungen und Methoden von Sozialraumanalysen und die Rolle von Ko-

operation bei deren Durchführung eingegangen wird, erfolgt zunächst die Klärung des für die 

nachfolgenden Erläuterungen zentralen Begriffs „Sozialraum“: 

„Der Sozialraum ist ein Ort, an dem innerhalb bestimmter sozialstruktureller Verhält-

nisse alltägliches Leben konkret, überschaubar und identitätsbildend stattfindet. Der 

Begriff […] beschreibt den eigensinnigen Möglichkeitsraum von Individuen und Gruppen 

mit vielfältigen Handlungsalternativen, die durch die jeweiligen gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen – mehr oder weniger – eingeschränkt werden. In gegenseitiger 

Bedingtheit beeinflussen Menschen den Sozialraum und der Sozialraum den Menschen“ 

(Hagemeier 1997 in Raffalt 2007, 7). 
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In Anlehnung an Köster (2006) lassen sich Sozialräume nach folgenden Kriterien abgren-

zen: 

• Räumliche Interaktionsmuster der Wohnbevölkerung (u.a. Einkaufsverhalten, Frei-

zeitverhalten, Besuch von FreundInnen und Verwandten) 

• Einzugsbereich von Einrichtungen (u.a. Handel, Dienstleistung, Freizeit, Kultur, Bil-

dung, Erwerb) 

• Struktur der Wohnbevölkerung und deren Entwicklung 

• Natürliche und künstliche Hindernisse, die Interaktionen be-/verhindern (u.a. Ver-

kehrswege, Gebirge) 

• Räume mit bestimmten Funktionen (u.a. Industrie- und Wohngebiete) 

 

VSOP (1998, 6) definiert sieht in einer Sozialraumanalyse ein „umfassendes, integriertes, 

kleinräumiges und aktuelles soziales Planungsinformationssystem“. Mit den Methoden der 

empirischen Sozialforschung werden zunächst individuelle Lebenszusammenhänge erhoben: 

Problemzentrierte Interviews, thesengeleitete Diskussionen in Ausschüssen/Arbeitsgruppen, 

die Analyse vorhandener Berichtsmittel bis zur Recherche von bestehenden sozialen und 

kulturellen Infrastrukturen sind nur einige der Methoden, die sich in der Praxis zur Informa-

tionsgewinnung bewährt haben (Lutz 2007, 11). Die Ergebnisse werden auf die geografi-

schen Gegebenheiten rückgespiegelt, um verschiedenste „Sozialräume“ zu definieren.  

 

Sozialraumanalysen können in Anlehnung an SAGS Consult (2011, 2) Daten- und Diskussi-

onsgrundlagen zu Planungs- und Präventionsaktivitäten für Politik oder Trägerorganisatio-

nen der Sozialpolitik liefern, indem sie regionale Entwicklungen aufzeigen, (soziale) Brenn-

punkte identifizieren und Handlungsbedarfe aufzeigen. Daraus lassen sich wiederum Er-

kenntnisse für die (inter-)kommunale Sozialplanung hinsichtlich folgender Aspekte ziehen: 

• Soziale Infrastrukturplanung: Planung von sozialen Diensten und Einrichtungen 

• Kommunale Sozialpolitik: Vermeidung von Benachteiligung bzw. Sozialplanung für 

benachteiligte Bevölkerungsgruppen 

• Soziale Kommunalpolitik: Beiträge zur positiven Gestaltung des Zusammenlebens 

• Aktive Gesellschaftspolitik: Rahmen für politisches Handeln in gesellschaftspolitisch 

wichtigen Politikfeldern schaffen und Gestaltung der Lebensräume (Deutscher Verein 

1993 in Lutz 2007, S. 4). 
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Deinet (2009, 8) weist auf den Unterschied zwischen „sozialwissenschaftlicher Sozialraum-

analyse“ und „Sozialraumplanung“ hin.5 Während erster stärker auf die systematische Erfas-

sung und Analyse sozialräumlicher Daten abzielt, bemüht sich zweite um eine Neukonzepti-

on (städtischer) Gemeinwesenarbeit durch aktive Einbeziehung der Menschen als ExpertIn-

nen ihrer Lebenswelt im Sinne einer aktivierenden Arbeit im Sozialraum mit entsprechenden 

Gruppen. Dass auch die sozialwissenschaftliche Sozialraumanalyse nicht ohne Einbeziehung 

wichtiger AkteurInnen auskommt, zeigt nicht nur ein Blick auf die Methoden zur Datenerhe-

bung. Auch Praxisberichte zeigen, dass auch bei der Interpretation von aus Sozialraumanaly-

se gewonnen Daten bzw. auch für daran anschließende Umsetzungsphase die Einbeziehung 

und Vernetzung von AkteurInnen wiegt. So sehen etwa Wessig et. al (2010, 9)  eine wesent-

liche Zielperspektive ihrer Sozialraumanalyse in der deutschen Region Odenwald darin „Emp-

fehlungen für neue Kooperations- und Netzwerkstrukturen zu erarbeiten“. Ein im nachfol-

genden Kapitel präsentiertes Praxisbeispiel vervollständigt die grundlegenden theoretischen 

Ausführungen zum Thema Sozialraumanalysen. 

 

5 Beispielstudie „Sozialraumplanung für die Pflege und Be-

treuung von älteren Menschen im Sozialraum 

Freistadt/Perg“ 

 

Im Juni 2008 wurde das Institut für Berufs- und Erwachsenenbildungsforschung an der Jo-

hannes Kepler Universität Linz (IBE) beauftragt, eine von der Oö. Landesregierung (Abteilung 

Soziales) geförderten Sozialraumanalyse zum Thema Pflege und Betreuung von älteren Men-

schen durchzuführen. Ziel war es für den südlichen Teil des Bezirks Freistadt sowie ausge-

wählte angrenzende Gemeinden des Bezirks Perg Impulse für eine optimale Ausweitung des 

Angebots (=Sozialraumplanung) unter Bezugnahme auf die demografische Entwicklung, das 

vorhandene Angebot und die räumliche Orientierung der Bevölkerung zu geben (Stadlmayr 

2009). Auf Basis gesamtgesellschaftlicher Trends von der familiären Pflege hin zu „formel-

len“ Angeboten sowie einer stärkeren Individualisierung (z.B. neuen Wohnformen) nimmt 

                                                

5
 In der Praxis zeigt sich allerdings, dass sozialwissenschaftliche Sozialraumanalysen auch als „Sozialraumpla-

nungen“ bezeichnet werden. 
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der Planungsbedarf von stationären Pflege- und Betreuungsleistungen von älteren Men-

schen an Bedeutung zu. 

 

Nach dem Oö. Sozialhilfegesetz 1998 ist es primär die Aufgabe so genannter Sozialhilfever-

bände (SHV) bzw. von Städten mit eigenem Statut, dafür Sorge zu tragen, dass älteren Men-

schen Plätze in Alten- und Pflegeheimen („BezirksseniorInnenheime“) sowie andere soziale 

Dienste (Hauskrankenpflege, Sozialberatungsstellen etc.) zur Verfügung stehen. Die Sozialhil-

feverbände sind dabei jeweils Gemeindeverbände aller Gemeinden eines Bezirks und somit 

eine institutionalisierte Form von Interkommunaler Zusammenarbeit. Anhand dieser Studie 

wird nun beispielhaft die methodische Umsetzung einer Sozialraumanalyse für den Anwen-

dungsbereich einer Gemeindekooperation veranschaulicht.  

 

5.1 Methodische Umsetzung 

 

Die Durchführung der Studie erfolgte nach einer grundlegenden Recherche und einigen ex-

plorativen Interviews in vier Schritten: 

 

1. Bedarfsebene 

Im ersten methodischen Schritt wurden anhand bestehender Planungsgrundlagendaten (Da-

ten zur Bevölkerungsentwicklung sowie Bedarfsberechnungen) der aktuelle Versorgungsgrad 

und die zukünftigen Bedarfe an Pflege und Betreuung in der ausgewählten Region darge-

stellt. Soll-Ist-Vergleiche zeigen „Lücken“ zwischen den roulierend fortgesetzten Prognose-

rechnungen und den tatsächlich angefallenen Pflege- und Betreuungsleistungen im Bereich 

der sozialen Dienste, der Kurzzeitpflege, der Tagesbetreuung, der Sozialberatungsstellen 

sowie der Alten- und Pflegeheime. 
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2. Bestandsebene 

Im zweiten Schritt wurden alle Projektgemeinden (n=17) und die Sozialhilfeverbände (n=2) 

mit einer E-Mail-Befragung zu ihrem Angebotsspektrum befragt. Dabei wurden erhoben: 

• SeniorInnenrunden/SeniorInnenclubs/Freizeitaktivitäten 

• Bezogene Mahlzeiten von Mittagstischen/Mahlzeitendiensten 

• Inanspruchnahme von Sozialberatungen durch SeniorInnen 

• Inanspruchnahme von Tagesbetreuung 

• Kapazitäten von Alten-/Pflege-/SeniorInnenheime 

• Kapazitäten von „betreubarem/betreutem Wohnen“ 

• Inanspruchnahme von mobiler Betreuung und Hilfe 

• Inanspruchnahme von Hauskrankenpflege 

• Versorgung mit Rufhilfe 

• KlientInnen von Hospizteams 

• Sonstiges: private Pflegekräfte, Stammtische für pflegende Angehörige etc. 

Die angegebenen Werte bezogen sich dabei auf die Jahresdurchschnitte des Vorjahres sowie 

auf Schätzwerten. 

 

3. Entwicklungsebene 

Im ersten Schritt der Entwicklungsphase wurde die „räumliche Orientierung“ der Bevölke-

rung“ in der Zielregion erforscht, da sich der Alltagsraum von Menschen oft nicht nach offizi-

ellen Gliederung (Gemeinden oder Sozialsprengeln) richtet. Deshalb wurden in der Studie 

die Anbindung an das Verkehrsnetz (Straßen, öffentlicher Verkehr) und das PendlerInnen-

verhalten (Pendelziele) analysiert. Die faktische sozialräumliche Orientierung - definiert als 

die Mobilitäts- und Interaktionsmuster betreffend relevanter Leistungen wie Einkauf, Bil-

dung, Arbeit, Kultur und Gesundheitsversorgung – jeder Gemeinde wurde im Anschluss mit-

tels telefonischer Befragung von GemeindevertreterInnen (n=34) reflektiert. Somit konnte 

für jede Gemeinde im Projektgebiet ein spezifisches Profil was die Sozialleistungen, Infra-

struktur und Einzugsgebiet von (potentiellen) NutzerInnen gewonnen werden. Die Abbildung 

2 zeigt, wie solche Interaktionsmuster abgebildet werden können. 
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Abbildung 2: Interaktionsmuster der Gemeinden Hagenberg, Unterweitersdorf, Wartberg, 

Pregarten, Gutau und St. Leonhard: 

 

Quelle: Stadlmayr 2009, 81 

 

Auf Basis dieser Interaktionsmuster wurden fünf sozialräumliche „Cluster“6 in der Projektre-

gion gebildet und dafür jeweils die Versorgungssituation im Bereich Pflege und Betreuung 

älterer Menschen sowie die zusätzliche Bedarfe bis zum Jahr 2015 analysiert. Aus dieser 

grundsätzlichen Betrachtung zeigten sich mittelfristig Handlungsbedarfe die jeweiligen Clus-

ter, die in der Studie folgendermaßen weiter bearbeitet wurden: 

• Statische Betrachtung: Für mögliche Standorte, an denen neue bzw. ausgebaute Leis-

tungen aus sozialräumlicher Sicht angesiedelt werden können, wurden Vor- und 

Nachteile diskutiert. Danach erfolgte eine Darstellung, welche Gemeinden die mögli-

chen neuen Standorte optimal, möglicherweise bzw. unwahrscheinlich nutzen (wer-

den). 

• Dynamische Betrachtung: Da von vielen Menschen eine wohnortnahe Versorgung 

präferiert wird, wurden die durch neue Standorte entstehenden neuen Belagsmuster 

                                                

6
 Sozialräumliche „Cluster“ sind auf Basis ähnlicher Interaktionsmuster und räumlicher Nähe gebildete Gebiets-

strukturen, die mehrere Gemeinden umfassen. 
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einzelner Gemeinden mit in die Analyse eingearbeitet. Es wurde berechnet, wie sich 

die eruierten ungedeckten Bedarfe gemäß der sozialräumlichen Orientierung auf die 

bestehenden sowie möglichen neuen stationären Einrichtungen auswirken würden.  

• Erweiterte dynamische Betrachtung: Da davon auszugehen ist, dass bei neuen Ein-

richtungen wiederum die sozialräumliche Orientierung bei der Belegung von Alten- 

und Pflegeheimplätzen wesentlich ist, wurde mit einberechnet, wie sich zukünftige 

Pflegebedarfe auf die bestehenden sowie möglichen neuen stationären Einrichtun-

gen auswirken würden. Dadurch konnten auch Entlastungen einzelner Standorte 

durch neue Infrastruktur sichtbar gemacht werden.  

 

Kurz zum Ergebnis: Die in der Studie vorgeschlagenen Standorte (Wartberg/Bad Zell) würden 

eine Selbstversorgung der jeweiligen Sozialräume mit Leistungen für Pflege- und Betreu-

ungsleistungen von älteren Menschen gewährleisten. Für alle Gemeinden wäre der nächst-

gelegene Standort in weniger als einer halben Stunde zu erreichen und bestehende Einrich-

tungen würdet entlastet. 

 

4. Reflexionsebene 

Im letzten Arbeitsschritt wurden die relevanten Entscheidungsträgerinnen auf politischer 

Eben (SHV, BürgermeisterInnen) gebeten, sich aktiv einzubringen und die Ergebnisse der 

Forschungen zu plausibilisieren. Während eines halbtägigen Ergebnisworkshops wechselten 

sich Inputs zu Methoden und Ergebnissen mit Plenardiskussionen ab.  

 

5.2 Nutzen der Sozialraumanalyse für IKZ 

 

Der Prozessabschluss mit einer gemeinsamen Reflexion der Ergebnisse mit den Entschei-

dungsträgerInnen vor Ort zeigt gut auf, welchen Nutzen Sozialraumanalysen bei Interkom-

munaler Zusammenarbeit generieren können: 

• Durch die Betrachtung von ganzen Regionen werden neue Lösungsmöglichkeiten von 

(inter-)kommunalen Problemlagen geschaffen. 

• Durch die systematische Vorgehensweise einer Sozialraumanalyse sind die einzelnen 

Schritte der Ergebnisfindung für die EntscheidungsträgerInnen transparent und nach-

vollziehbar. 
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• Da die Diskussionsbasis eine wissenschaftliche Studie ist kommt es zu einer Versach-

lichung der Diskussion und damit auch der Entscheidungsfindung. Die Diskussion ein-

zelner Arbeitsschritte führte bei den EntscheidungsträgerInnen zu einer gemeinsa-

men Sichtweise und schließlich auch zur Akzeptanz von Lösungen, die im politischen 

Spiel der Kräfte ansonsten nur schwer vermittelbar sind. 

• Durch die Beauftragung eines unabhängigen Forschungsinstituts, das eine entschei-

dungsvorbereitende ExpertInnen- und Moderationsrolle einnimmt, können zusätzli-

che Sichtweisen eingebracht werden. Diese können durch Verfahren der BürgerIn-

nenbeteiligung noch weiter ausgebaut werden. 

 

6 Resümee 

 

In der Diskussion um die Schaffung von (angemessen) gleichen Lebensbedingungen in allen 

Sozialräumen werden Gemeindekooperationen, wie in Kapitel 1 und 2 dargelegt, an Bedeu-

tung zunehmen. Sozialraumanalysen können hierfür, wie in Kapitel 5 beispielhaft beschrie-

ben, wichtige Informationen liefern, um die Entscheidungen zu versachlichen und (somit) die 

Entscheidungsqualität zu verbessern. 

 

Gerade in ruralen Sozialräumen wird es in Zukunft notwendig sein, nicht nur im Bereich 

„klassischer Infrastrukturleistungen“ wie Bauhöfen oder bei der Wasserversorgung sondern 

vor allem auch z.B. im Bildungsbereich auf Kooperation zu setzen, um auch hier die Bürger-

Innen wohnortnahe mit Angeboten versorgen zu können, die in den jeweiligen Gemeinden 

aufgrund einer zu geringen Nachfrage nicht organisier- und finanzierbar wären. Da inter-

kommunale Zusammenarbeit fast ausschließlich auf freiwilliger Basis („Win-Win-

Situationen“) erfolgt müssen diese Zugewinne an politischer Gestaltungsfähigkeit in der Dis-

kussion in Zukunft wesentlich stärker betont werden. Dies vor allem deshalb, weil momen-

tan beim Thema Interkommunale Zusammenarbeit sehr defensiv argumentiert wird, wenn 

Interkommunale Zusammenarbeit als letzter Schritt vor der Gemeindezusammenlegung o-

der als Möglichkeit Ressourcen einzusparen propagiert wird. 
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Als Beispiele für zukunftsträchtige Zusammenarbeit zwischen Gemeinden - gerade in ruralen 

Gebieten – können gemeindeübergreifende Krabbelstubenangebote angeführt. Bei einer 

Internetrecherche stößt man auf eine einige Projekte, die bereits umgesetzt wurden. So ha-

ben die burgenländischen Gemeinden Draßburg, Baumgarten, Schattendorf und Loipersbach 

2002 eine „gemeindeübergreifende Kinderkrippe“ eingerichtet (Plattform Verwaltungsko-

operation 2011b). Auch im Mühlviertel kooperieren die Gemeinden Hofkirchen i.M., 

Neustift, Oberkappel und Pfarrkirchen seit den Sommerferien 2010 beim Betrieb einer Krab-

belstube (Marktgemeinde Hofkirchen im Mühlkreis undatiert). Gerade kleinere Gemeinden 

können durch Kooperationen Leistungen innovative Projekte verwirklichen und damit zum 

Erhalt bzw. Ausbau sozialer Infrastruktur beitragen. Wichtig dabei ist, und das konnte in Ka-

pitel 5 gezeigt werden, auch über bestehende Gebietsdefinitionen hinweg zu denken, da sich 

„soziale Räume“ in der Lebensrealität von Menschen anders abbilden, als auf dem sprich-

wörtlichen Reißbrett geplant.  

 

Sozialraumanalysen und die Planung von interkommunaler Zusammenarbeit bieten immer 

die Möglichkeit BürgerInnen mit einzubeziehen – sei es in der Datenerhebung, sowie auch 

bei der Diskussion der Ergebnisse oder im Entscheidungsprozess. Die Forderungen nach stär-

kerer „BürgerInnenbeteiligung“ wird es in Zukunft notwendig machen, bereits in der Pla-

nungsphase zu überlegen, in welcher Art und Weise BürgerInnen sinnvoll beteiligt werden 

können, um eine stärkere Zustimmung der Bevölkerung zu Ergebnissen von Sozialraumana-

lysen bzw. deren Umsetzung zu erhalten. 
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